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Mehr EG-Hilfe für 
den Osten 

Brüssel (spk) Die EG-Kommission be-
schloss am Mittwoch, ihre Finanzhilfe für 
Ungarn im Rahmen des «Phare«-Pro-
gramms der 24 OECD-Länder um 3,21 
Mio Ecu zu erhöhen. Ausserdem soll der 
EG-Ministerrat die Polen, Ungarn, Jugo­
slawien und der DDR gewährten Darle­
hensgarantien der Europäischen Investi­
tionsbank, ELB, auf die CSFR, Bulgarien 
und Rumänien ausdehnen. 

Durch die 3,21 Mio Ecu, die Ungarn 
für die Modernisierung seiner For­
schungsinfrastruktur und zur Unterstüt­
zung von kleinen und mittelgrossen Un­
ternehmen erhalten soll, erhöhen sich die 
von der E G  im Rahmen des «Phare«-
Programms Ungarn und Polen bereits zur 
Verfügung gestellten Mittel auf 264 Mio 
Ecu. Dazu kommen noch Darlehen der 
Europäischen Investitionsbank für Ver­
kehrsinfrastrukturprojekte von 2 Mrd 
Ecu in den nächsten drei Jahren, sofern 
der EG-Ministerrat der Ausdehnung der 
Garantien für Polen, Ungarn, Jugosla­
wien und die DDR auf die CSFR, Bulga­
rien und Rumänien zustimmt. 

Beitritt zu EMRK-Protokoll über Abschaffung der Todesstrafe 
Die Regierung unterbreitete dem Landtag eine Vorlage über den Beitritt zum 6. Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschenrechtskonvention 

(G. M.) - In einem ProtokoU zur Euro­
päischen Menschenrechtskonvention 
(EMRK) wird die Abschaffung der To­
desstrafe normiert. Nachdem unser Land 
mit der Schaffung des neuen Strafgesetz­
buches die Todesstrafe abschaffte, hat die 
Regierung dem Landtag den Antrag ge­
stellt, dass unser Land diesem Protokoll 
beitreten sollte. Die Vorrage wird voraus­
sichtlich in der ersten Sitzung nach der 
Sommerpause durch den Landtag in Be­
handlung gezogen. 

Die Europäische Menschenrechtskon­
vention (EMRK) wurde durch das Für­
stentum Liechtenstein am 8. September 
1982 ratifiziert. Gleichzeitig mit der Rati­
fizierung ist durch unser Land auch das 
Recht auf Individualbeschwerde und die 
Gerichtsbarkeit des Gerichtshofes für je­
weils drei Jahre anerkannt und seither in 
den vorgeschriebenen Abständen erneu­
ert worden. Ausserdem hat Liechtenstein 
in den letzten Jahren verschiedene Proto­
kolle der EMRK unterzeichnet. 

Abschaffung der Todesstrafe 
Wie aus dem Bericht der Regierung an 

den Landtag hervorgeht, schützt die 
EMRK das Recht des Menschen auf das 
Leben, lässt aber die Todesstrafe aus­
drücklich zu. Das zum Beitritt vorliegen­
de Protokoll verpflichtet die Mitglied­
staaten zur Abschaffung der Todesstrafe, 
doch macht es eine Ausnahme für Kriegs­
zeiten oder bei unmittelbarer Kriegsge­
fahr. In Artikel 1 der Vereinbarung heisst 
es: «Die Todesstrafe ist abgeschafft. Nie­
mand darf zu dieser Strafe verurteilt oder 
hingerichtet werden.» Die Ausnahmere­
gelung ist im zweiten Artikel enthalten: 

«Ein Staat kann in seinem Recht die To­
desstrafe für Taten vorsehen, welche in 
Kriegszeiten oder bei unmittelbarer 
Kriegsgefahr begangen werden; diese 
Strafe darf nur in Fällen, die im Recht 
vorgesehen sind und in Übereinstimmung 
mit dessen Bestimmungen angewendet 
werden. Der Staat übermittelt dem Ge­

neralsekretär des Europarates die ein­
schlägigen Rechtsvorschriften.» 

Ende einer langen Entwicklung 
Die Regierung führt in ihrem Bericht 

an den Landtag aus, dass das Protokoll 
am Ende einer langen Entwicklung stehe 
und die Krönung der Bestrebungen zur 
Abschaffung der Todesstrafe in den Mit­
gliedstaaten des Europarates darstelle: 

«Es ist das erste völkerrechtliche Abkom­
men, das deren Beseitigung für die Ver­
tragsparteien zur rechtlichen Verpflich­
tung erhebt.» Das Protokoll ist am 28. 
April 1983 zur Unterzeichnung aufgelegt 
worden und am 1. März 1985 in Kraft 
getreten. Nach Angaben der Regierung 
wurde es bisher von 14 Staaten ratifiziert, 
aber erst drei Staaten haben es unter­
zeichnet. Die Unterzeichnung durch un­
ser Land soll zusammen mit der Hinterle­
gung der Ratifikationsurkunde erfolgen. 

Bedeutung für Liechtenstein 

Die Regierung stellt sich in ihrem Be­
richt vollumfänglich hinter die Absicht 
zur Abschaffung der Todesstrafe und 
weist darauf hin, dass sich unserd Land 
mit dem Beitritt zum Europarat ver­
pflichtet habe, an den satzungsmässigen 
Aufgaben dieser Organisation mitzuar­
beiten. Dabei stelle der Schutz der Men­
schenrechte eine der wichtigsten Aufga­
ben des Europarates dar. Zu diesem 
Zweck sei auch die Europäische Men­
schenrechtskonvention geschaffen wor­
den, der unser Land seit 1982 als Ver­
tragspartei angehört. Der Beitritt zum 
Protokoll verursacht für Liechtenstein, 
wie die Regierung in ihrem Antrag an 
den Landtag festhält, keine direkten Aus­
wirkungen. D a  die Todesstrafe bereits 
abgeschafft ist, bedarf es keiner Ände­
rung des Strafgesetzbuches, aber auch fi­
nanzielle oder personelle Auswirkungen 
sind nach Auffassung der Regierung nicht 
zu erwarten. 

Staatsvermögen: Deckungsüberschuss um 11,7 Mio vermindert 
Die Landesrechnung 1989 im Überblick- Greifbare Mittel übertrafen die Verbindlichkeiten noch-um 75,9 Millionen Franken 

Das Finanzvermögen des Landes ist 
Ende 1989 mit 118,2 Millionen Franken 
ausgewiesen worden. Zusammen mit den 
Anlagemitteln der Reservefonds (178,6 
Millionen) ergaben sich greifbare Mittel 
in Höhe von 296,8 Millionen, womit das 
Vorjahresergebnis um 25 Millionen Fran­
ken übertroffen wurde. Die Schuldver­
pflichtungen sind dagegen im Berichts­
jahr um 36,7 Millionen auf 220,9 Millio­
nen angestiegen, so dass gesamthaft die 
greifbaren Mittel die Verbindlichkeiten 
noch um 75,9 Millionen Franken zu über­
treffen vermochten. Der Deckungsüber­
schuss hat sich im Vergleich zum Vorjahr 
um 11,7 Millionen auf 75,9 Millionen 
Franken vermindert. 

Die Bestandteile des freien und unge­
bundenen Finanzvermögens sind im Be­
richtsjahr um 7,7 auf 118,2 Mio Franken 

Erfolreiche Zwei-
plus-Vier-Gespräche 

Bonn (spk/dpa) Die Gespräche der vier 
Siegermächte des Zweiten Weltkrieges 
und der beiden deutschen Staaten über 
die äusseren Aspekte des deutschen Eini­
gung werden möglicherweise schon Mitte 
September abgeschlossen. Dies meldete 

-die sowjetische Nachrichtenagentur No-
wosti am Mittwoch unter Berufung auf 
den sowjetischen Aussenminister Eduard 
Schewardnadse. 

Da beim deutsch-sowjetischen Gipfel­
treffen Mitte Juni ein Durchbruch gelun­
gen sei, werde die nächste Sitzung der 
sogenannten «Zwei-plus-Vier-Konfe-
renz» Mitte September in Moskau die 
abschliessende sein, soll Schewardnadse 
auf seinem Rüg nach Irkutsk erklärt ha­
ben, wo er sich mit seinem amerikani­
schen Amtskollegen James Baker traf. Es 
bleibe nur noch, über bestimmte Form­
fragen zu entscheiden 
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angestiegen, wobei sich innerhalb der 
einzelnen Gruppen von Aktivpositionen 
grössere Verschiebungen ergaben. Um 
13,1 Mio vermindert haben sich die flüssi­
gen Mittel, welche auf Jahresende noch 
einen Stand von 43,6 Mio aufwiesen. 

Demgegenüber nahmen die Forderungen 
im Vorjahresvergleich um 16,6 auf 35,9 
Mio zu, was zum Grossteil darauf zurück­
zuführen ist, dass dem Land aus der Zu­
weisung der Einnahmenanteile an 
Warenumsatzsteuern, Zöllen und Stem­
pelabgaben am Jahresende .noch rund 
14,3 Mio gutgeschrieben wurden. 

Der vorsorgliche Bodenerwerb, für 
den im Berichtsjahr rund 18,5 Mio für 
den Zukauf von drei Parzellen im Vadu­
zer Gemeindegebiet aufgewendet wur­
den, ist nach Vornahme einer Teilab­

Aktiven 31.12.1988 31.12.1989 + / -

Finanzvermögen 110 538 784 118 221 650 + 7 682 866 
Deckungskapitalien 309 185 572 343 094 907 + 33 909 335 
Verwaltungsvermögen 863 030 648 957 640 028 + 94 609.380 

Total 1 282 755 004 1 418 956 585 + 136 201 581 

schreibung von 2,0 Mio noch mit dem 
Restbuchwert von 25,0 Mio Franken akti­
viert. 

Die Deckungskapitalien für Fonds, 
Stiftungen und Anstalten erhöhten sich 
um 33,9 Mio entsprechend den Sonder­
rechnungen unter den Passiven der 
Schlussbilanz. Im Umfang der Nettoinve­
stitionen stieg sodann auch das Verwal­
tungsvermögen um 94,6 auf 957,6 Mio 
Franken an. Ihm stehen passive Wertbe­

richtigungen von 703,3 Mio gegenüber, 
so dass noch die Darlehen sowie die Ka­
pitalzuschüsse für die Landesbank, die 
Kraftwerke und ein Teilbetrag des Kapi­
tals der Gasversorgung aktiviert sind. 

Zunahme der Fremdkapitalien 
Die eingesetzten Fremdkapitalien ha­

ben im Berichtsjahr um 36,7 Mio zuge­
nommen und sind auf Jahresende mit 
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100. Schweizer Nationlfeiertag von Europa geprägt 
Schweiz und Europa als Themen dreier Bundesrats-Reden — Grosse Herausforderungen der Zeit 

Bern (AP) Zum lOO.Mal haben viele 
Bewohner der Schweiz am Mittwoch bei 
prächtigstem Sommerwetter mit Festan­
sprachen, Funken und Feuerwerk oder 
einfach geselligem Beisammensein den 
Nationalfeiertag begangen. Meie Red­
ner, so auch die Bundesräte Koller, Villi­
ger und Stich, äusserten sich zur Rolle 
der Schweiz im sich wandelnden Europa. 
Bundespräsident Arnold Koller rief zur 
Menschlichkeit gegenüber den Fremden 
und dazu auf, sich mutig und offen den 
grossen Herausforderungen der Zeit zu 
stellen. 

Am 1. August 1891 wurde auf Geheiss 
des Bundesrates erstmals in allen Ge­
meinden mit Geläut und Höhenfeuern 
die Bundesgründung im Jahr 1291 gefei­
ert. Der Nationalfeiertag sei längst ein 
fröhliches und vergnügtes Fest ohne viel 
patriotischen Aufhebens, sagte der Bun­
despräsident in seiner traditionellen Ra­
dio- und Fernsehansprache zum 1. Au­
gust. Vielerorts wurde denn auch auf die 
traditionlle Form mit Ansprache und 
Verlesen des Bundesbriefes verzichtet. 
Im Tessin durften wegen der anhaltenden 
Trockenheit wie in früheren Jahren kein 
Feuerwerk abgebrannt und keine Höhen­
feuer entfacht werden. Im Kanton St. 
Gallen machte das Amt für Feuerschutz 
auf die erhebliche lokale Brandgefahr auf 
Fluren und in Wäldern aufmerksam und 
bekräftigte bereits früher ergangenen 
Warnungen vor unachtsamem Umgang 
mit Raketen, Vulkanen und Knallkör­
pern, der alle Jahre schwere Unfälle und 
Brände verursacht. 

Der Bundesrat sei überzeugt, dass die 
Schweiz zu einem echten europäischen 
Engagement bereit sei, sagte Bundesprä­
sident Koller. Die Schweiz könne einen 
Beitrag leisten beim Aufbau neuer euro­
päischer Strukturen. Ein neues Europa 
werde vor allem dann segensreich sein, 
wenn es vom Geist des Förderalismus 
und der Gleichheit der Rechte und Pflich­
ten geprägt sei. Bei einem echten Enga­
gement der Schweiz «wird Europa und 
seine Staatengemeinschaft auch unsere 
echten und vitalen Anliegen ernst neh­

men«, bekräftigte der Bundespräsident. 

Für Bundesrat Kaspar Villiger steht die 
Schweiz vor der Doppelaufgabe, sich der 
geänderten gesellschaftlichen, ökologi­
schen und wirtschaftlichen Wirklichkeit 
anzupassen und im neuen Europa eine 
Identität zu suchen. Der EMD-Vorsteher 
bezeichnete es in seiner Rede in Pontresi-
na (GR) als «moralische Pflicht«, einen 
aktiven Beitrag an ein friedliches, prospe­
rierendes und handlungsfähiges Europa 
zu leisten. 

UdSSR: Gemeinsames 
Wirtschaftsprogramm 

Moskau (AP) Der  sowjetische Präsi­
dent Michail Gorbatschow und sein poli­
tischer Rivale Boris Jelzin, der Präsident 
der Russischen Sowjetrepublik, haben 
sich darauf geeinigt, ein gemeinsames 
Programm zur Sanierung der sowjeti­
schen Wirtschaft auszuarbeiten. Wie es 
dazu am Mittwoch in Moskau hiess, deu­
tet die yerejnbarung darauf hin, dass die 
beiden Politiker ihre Differenzen in Wirt­
schaftsfragen beilegen wollen und Gor­
batschow zu radikaleren Reformen bereit 
ist, wie sie von Jelzin gefordert werden. 

Alpen-Adria-Gipfel 
begonnen 

Venedig (spk/dpa) Die Regierungs­
chefs und Aussenminister Italiens, Öster­
reichs, Ungarns, Jugoslawiens und der 
Tschechoslowakei haben am Mittwoch in 
Venedig ihre Gipfelkonferenz über Fra­
gen der wirtschaftlichen und politischen 
Zusammenarbeit begonnen. 

Die fünf Länder wollen im yerlauf ih­
rer Beratungen ein Dokument über den 
Schutz von Minderheiten und andere 
Menschenrechtsprobleme verabschieden. 
Darüberhinaus sollen konkrete Schritte 
zur Vertiefung der wirtschaftlichen Koo­
peration in der Region beschlossen wer­
den. 

Gestern beging die Schweiz ihren Nationalfeiertag. Fahnenschwinpen und Alphörner 
bestimmten vielerorts das Bild. 
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